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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Paul, Schütz (München) 

und Genossen 

— Drucksache 905 — 


betr. Empfehlung des Europarates zur Berufsausbildung junger 
Flüchtlinge 


A. Bericht des Abgeordneten Schneider (Hamburg) 


Der Sonderbeauftragte des Europarates für die 
nationalen Flüchtlinge und Bevölkerungsüber- 
schüsse hat drei Vorschläge gemacht: 

1. Schaffung eines Informations- und Forschungs- 
büros, 

2. Einrichtung von 30 Lehrgängen zur Verbesse- 
rung der Berufsausbildung von Lehrkräften, 

3. Förderung der beschleunigten Berufsausbildung 
im Rahmen eines Modellversuches mit 300 Jung- 
arbeitern, von denen je 150 für die Maschinen- 
bauindustrie und für das Baugewerbe in bereits 
vorhandenen Ausbildungszentren (voraussicht- 
lich in Italien) ausgebildet werden sollen. 

Die Informations- und Forschungsstelle könnte an 
die Internationale Arbeitsorganisation angeschlos- 
sen werden. Sie sollte Informationen über Berufs- 
ausbildungsmethoden im allgemeinen und die 
Schulung von Ausbildern im besonderen sammeln, 
analysieren und weitergeben. Für jeden Berufssek- 
tor würde ein Unterausschuß einzurichten sein, 
dessen Aufgabe darin bestehen müßte, mit den 
Behörden der einzelnen Länder in Verbindung zu 
treten. Alljährlich könnten Tagungen abgehalten 
werden, um die angewendeten Methoden zu unter- 
suchen und die Ausbildungsprogramme zu koordi- 
nieren. 

Die beteiligten Regierungen sollten sich bemü- 
hen, die Arbeits-, Lebens- und Beschäftigungsbe- 


dingungen der Ausbilder zu verbessern und ihre 
Fähigkeiten besser zu nutzen. Der Ausgleich von 
Ausbildern innerhalb der europäischen Länder 
sollte besser organisiert werden. 

Es sollten auch Methoden zur Kurzausbildung 
entwickelt werden, um erwachsene Arbeiter umzu- 
schulen, sofern dies zweckmäßig und notwendig ist, 
um die Abwanderung überzähliger Landarbeiter in 
die Industrie und ins Ausland zu erleichtern, um 
die Ausbildung von angelernten Arbeitern für Be- 
rufe, die erweiterte Fachkenntnisse erfordern, 
durchzuführen und um Jugendliche auszubilden, die 
in einer Reihe von Ländern in den kommenden Jah- 
ren in besonders großer Zahl die Schulen verlassen 
werden. 

Die Ausbildung von Jugendlichen sollte möglichst 
in Form einer Grundausbildung erfolgen, auf die 
sich die fachliche Ausbildung später aufbaut. Auf 
Grund einer derartigen gründlichen Ausbildung 
würden die Facharbeiter später in der Lage sein, 
sich technischen Fortschritten anzupassen und ihre 
Spezialkenntnisse nötigenfalls auch auf einem an- 
deren Arbeitsgebiet zu verwerten. 

Die Ausbildung dieses Personenkreises sollte 
möglichst im Heimatland erfolgen. Um jedoch ihre 
Anpassung zu erleichtern, könnte es erforderlich 
sein, daß sie in dem Land, in dem sie später Arbeit 
finden werden, an kurzfristigen Lehrgängen teil- 
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nehmen. In einigen Berufen ist es erforderlich, daß 
die vollständige Ausbildung im Beschäftigungsland 
erfolgt. 

Die Ausbildungsprogramme sollten zwischen den 
Abgabe- und Aufnahmeländern koordiniert werden. 
Es empfiehlt sich, vielleicht auch eine internationale 
Koordinationsstelle zu schaffen, um den Bedarf der 
Länder an Arbeitskräften zu analysieren sowie 
ferner eine internationale Stelle, die als Zentral- 
stelle Anträge auf Unterstützung bei der Durchfüh- 
rung prüfen könnte. 


In der Bundesrepublik werden Maßnahmen für 
die verschiedenen Personenkreise der Flüchtlinge 
durchgeführt, und zwar sowohl für die deutschen 
Flüchtlinge aus der SBZ, aus den unter polnischer 
Verwaltung stehenden Ostgebieten und aus ande- 
ren Ländern sowie für die ausländischen Flücht- 
linge, die ihr Heimatland verlassen mußten und in 
der Bundesrepublik Aufnahme gefunden haben. 

Der mitberatende Ausschuß für Familien- und Ju- 
gendfragen hat in seiner Sitzung vom 7. Oktober 
1959 dem Antrag zugestimmt. 


Bonn, den 9. November 1959 


Schneider (Hamburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Antrag — Drucksache 905 — zuzustimmen. 


Bonn, den 9. November 1959 


Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Schneider (Hamburg) 

Berichterstatter 



